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Nur im Netz:
Die Redaktion veröffentlicht regel-
mäßige Beiträge zwischen den 
monatlichen Printausgaben auf 

www.sozialismus.de

Die linke Alternative 
in Bremen

Entgegen den Umfragen haben die 
WählerInnen in Bremen ein poli-
tisches Beben ausgelöst. Für die auf 
eine Fortführung der rot-grünen Ko-
alition programmierten Parteien ist 
das Ergebnis eine Abfuhr. Und er-
neut ist die Zahl der Nichtwähle-
rInnen massiv gestiegen: Es gingen 
2015 nur noch 50,1% der Wahlbe-
rechtigten zur Wahl. ...

Großbritannien wählt die 
Austerität

David Cameron hat die Wahl in 
Großbritannien deutlich gewonnen 
und kann ohne Koalitionspartner re-
gieren. Die Meinungsumfragen lagen 
gründlich daneben. Als die ersten Er-
gebnisse aus den Wahllokalen ein-
gingen und im Fernsehen veröffent-
licht wurden, glaubten manche ihren 
Augen nicht. ...

Der widerspenstige Kontinent

Der VII. Gipfel der amerikanischen 
Staaten war historisch. Nicht nur we-
gen des symbolträchtigen »Hands-
hake« zwischen dem kubanischen 
und US-amerikanischen Präsidenten, 
sondern wegen Kubas Teilnahme am 
Gipfel in Panama. ...
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Beirat: Heinz Bierbaum, Günter Busch, Frank Deppe, Richard Detje, 
Christoph  Ehlscheid, Michael Erhardt, Klaus Peter Kisker, Dieter 
Knauß, Jörg  Köhlinger, Otto König, Klaus Pickshaus, Lilo  Rade     ma -
cher, Sabine Reiner, Bernd Riexinger, Heidi Scharf, Manfred Scher-
baum, Michael Schlecht, Gabriele Schmidt, Horst Schmitthenner, 
Sybille Stamm, Hans-Jürgen Urban, Gerhard Wick, Jörg Wiedemuth 

Streikrepublik? 
Arbeitskämpfe im Merkel-Land

von Otto König und Richard Detje

Daran hat sich wenig geändert: 
Deutschland ist eines der streikärmsten 
Länder Europas. Vor allem im letzten 
Jahr, als der Tarifkonflikt bei der Deut-
schen Bahn im Juli begann und die Ge-
werkschaft der Lokführer (GDL) nach 
zwei Warnstreiks im September vier Ar-
beitsniederlegungen im Oktober und 
November folgen ließ, herrschte nahezu 
Ruhe an der Streikfront. Wäre nicht 
die Tarifauseinandersetzung im öffent-

lichen Dienst gewesen, an der rund 
300.000 Beschäftigte der Kommunen 
und des Bundes aktiv mit Warnstreiks 
teilnahmen, könnte man bei insgesamt 
345.000 Streikenden von einem nahezu 
arbeitskampffreien Jahr sprechen. Dies 
gilt auch bei einer längerfristigen Be-
trachtung über verschiedene politische 
und ökonomische Konjunkturen hin-
weg. Im Jahresdurchschnitt 2005-2013 
kamen in Deutschland auf 100 Arbeits-

tage gerade einmal 1,6 Streiktage, ge-
genüber 13 in Dänemark und Frank-
reich.1 Es ist schon interessant, dass die 
Bundesrepublik sich in der Streikbilanz 
zwischen den neoliberalen Hochburgen 
Großbritannien und USA wiederfindet 
(siehe Abbildung 1).

Doch der öffentliche Eindruck ist ein 
völlig anderer. Danach wurde die Re-
publik in jüngster Zeit von Streikwellen 
nahezu überrollt. Auf ZEIT-online sieht 
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die Journalistin Marlies Uken schon 
»griechische Verhältnisse« heraufzie-
hen. Von der »Streikrepublik Deutsch-
land« liefern FAZ, Süddeutsche und 
Welt Frontberichterstattung. Das liegt 
nicht nur an den Lokführern. Die Erzie-
herInnen in den kommunalen Kitas und 
andere Einrichtungen des Sozial- und 
Erziehungsdienstes sind für eine Neu-
eingruppierung der Arbeit in einen un-
befristeten Streik getreten. Die Piloten 
der Lufthansa-Tochter Germanwings 
kämpfen gegen Dumping-Tarife nicht 
weniger unerbittlich wie ihre Kollegen 
von der Schiene. Bei Amazon geht es ge-
gen prekäre Arbeitsbedingungen und 
für die Anerkennung autonomer Inter-
essenvertretung. Bei der Post streiken 
die Beschäftigten für die Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit von 38,5 auf 36 
Stunden bei vollem Lohnausgleich und 
gegen die Strategie des Post-Manage-
ments, Tarifverträge durch Gründung 
von Niedriglohngesellschaften zu unter-
laufen. Und – last but not least – kämp-

fen die Beschäftigten des Geldtransport-
unternehmens Prosegur aus Potsdam 
mit Arbeitsniederlegungen für mehr Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld. 

Spartengewerkschaften: 
überschätzt

Also doch »Streikrepublik«? Angeheizt 
von Spartengewerkschaften wie dem 
Marburger Bund, der Vereinigung Cock-
pit oder der GDL, die ihr eigenes or-
ganisationspolitisch gewürztes Süpp-
chen kochen und nicht zuletzt durch die 
große mediale Aufmerksamkeit andere 
Beschäftigtengruppen aufhetzen? Un-
sinn! 

Erstens: Ein Blick auf die Streikstatis-
tik zeigt, dass es nach wie vor die »klas-
sischen« Tarifkonflikte in der Metall-
industrie oder im öffentlichen Dienst 
sind, die aufgrund der Masse der Betei-
ligten für die große Zahl arbeitskampf-
bedingter Ausfalltage sorgen (Abbildung 
2). Wenn in diesem Jahr die Zahl der 

Streikenden 
gegen über 
2014 wieder 
ansteigt, liegt 
das letztlich nicht an 3.000 GDL-Lok-
führern, sondern an den Warnstreiks 
der IG Metall im Frühjahr mit 870.000 
Beteiligten.

Zweitens: Die Reichweite der Mobili-
sierungskraft der Sparten- oder Berufs-
gewerkschaften wird überschätzt – Re-
alität und mediale Vermittlung fallen 
weit auseinander. Reinhard Bis pinck 
präsentiert die Zahlen des WSI-Tarif-
archivs: »In den Jahren 2006 bis 2014 
gingen auf das Konto der Berufsgewerk-
schaften 6,7% der Streiktage.« In die-
sem Zeitraum weist die WSI-Datenbank 
»rund 46 Tarifkonflikte mit Streik-
aktionen der Berufsgewerkschaften aus. 
Im direkten Vergleich mit den DGB-Ge-
werkschaften relativiert sich diese Zahl. 
Allein die Gewerkschaft Nahrung Ge-
nuss Gaststätten (NGG) führte im sel-
ben Zeitraum 140 Streikaktionen aus, 
bei ver.di waren es 800 Tarifkonflikte 
mit Streikaktionen. Diese Zahlen zeigen, 
dass die Berufsgewerkschaften nicht an 
der Spitze der Bewegung stehen.«2

Drittens: Die Ausstrahlungskraft 
der Spartengewerkschaften erweist 
sich als begrenzt. Ganz offenkundig be-
stehen soziale und organisationspoli-
tische Grenzen, die dafür sprechen, dass 
ein neues Gewerkschaftsmodell daraus 
nicht entsteht. Die spezifischen Bedin-
gungen, die auf Flughäfen, bei der Bahn 
und im Krankenhaus bestehen, sind 
eben nicht verallgemeinerbar.3 Hinzu 
kommt, dass Überbietungskonkurrenz 
eher Einzelfälle betrifft: »Das Handels-
blatt veröffentlichte im September ver-
gangenen Jahres die Tarifergebnisse der 
unterschiedlichen Gewerkschaften… Bei 
der Deutschen Bahn hat die EVG in den 

Abbildung 1: Arbeitskampfbedingte Ausfalltage
pro 1000 Beschäftigte, Jahresdurchschnitte 2005-2013

Abbildung 2: Streikende und arbeitskampfbedingte Ausfalltage
in 1.000, 2004-2014
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Otto König ist Mitherausgeber, Richard Detje 
Redakteur von Sozialismus.

1 Siehe Heiner Dribbusch: WSI-Arbeits-
kampfbilanz 2014: Deutlich geringeres Streik-
volumen, anhaltend viele Konflikte, WSI-
Pressedienst, 4.3.2015.

2 Reinhard Bispinck: Wirklich alles Gold, was 
glänzt? Zur Rolle der Berufs- und Spartenge-
werkschaften in der Tarifpolitik, auf: www.
gegenblende.de (11.5.2015).

3 So auch die Argumentation von Detlef Hen-
sche: Hände weg von Koalitionsfreiheit, Tarif-
autonomie und Streikrecht! Rosa Luxemburg 
Stiftung, Berlin, Dezember 2014.
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Jahren 2007 
bis 2014 etwas 
besser abge-
schnitten als 

die GDL, bei der Lufthansa erreichten 
Cockpit ein Plus von 17%, UFO 21% und 
ver.di 27%.«4 

Solidarität?

Es spricht viel dafür, argumentativ-pro-
pagandistisch im Umgang mit Spar-
tenorganisationen abzurüsten. Das ist 
leicht gesagt, aber schwer umzusetzen, 
schließlich geht es um Organisations-
macht und -interessen. Wir wollen auch 
keinen Zweifel aufkommen lassen: Wir 
halten die Politik der GDL, ihre Organi-
sationsinteressen in den Vordergrund 
zu stellen, für gewerkschaftspolitisch 
schädlich. Wir meinen, dass sich GDL 
und EVG verständigen sollten über eine 
Tarifeinheit, die Organisationsabgren-
zungen klärt, indem unterschiedliche 
Zuständigkeiten per Mitgliedervotum 
erfragt, tarifpolitische Schwerpunkte 
koordiniert und organisationspolitische 
Eigenständigkeit anerkannt werden. 
Denn im »Bruderzwist« gerät letztlich 
die Konfliktachse mit der Arbeitgeber-
seite in den Hintergrund.

Insofern spräche viel dafür, gemein-
sam die zunehmend prekärer gewor-
denen Bedingungen für Arbeitskämpfe 
zu kommunizieren – denn Rechte ab-
hängig Beschäftigter gegen die struktu-
rell überlegene Macht der Unternehmen 
gelten nicht erst seit den Zeiten von 
TTIP als partout wettbewerbsschädlich. 
Doch wenn sich der Vorsitzende der In-
dustriegewerkschaft Bergbau, Chemie, 
Energie (IG BCE), Michael Vassiliadis, 
über den Arbeitskampf der Lokführer 
empört, die GDL gehe »erkennbar nicht 
verantwortlich mit dem Arbeitskampf-
instrument um«, weshalb das im Bun-
destag verabschiedete Gesetz zur Ta-
rifeinheit unverzichtbar sei, ist dies 
nicht nur ein letztlich unsolidarischer 
Akt, sondern respektlos gegenüber Ar-
beitnehmerInnen, die für die Verbesse-
rung ihrer Arbeits- und Einkommensbe-
dingungen streiken.

Was heißt »verantwortlicher« Um-
gang mit Arbeitsniederlegungen? Es 
waren gewerkschaftliche Kämpfe, mit 
denen tarif- und sozialpolitische Er-

mit wird das Grundrecht auf Streik zum 
Hauptziel des Angriffs: »Wenn es eines 
Beweises bedurft hätte, dass es ein Ta-
rifeinheitsgesetz braucht, um die zügel-
losen Auswüchse machtverliebter Ein-
zelgewerkschafter zu regulieren, dann 
ist es dieser neue Streik.« (3.5.2015)

Der Tarifkonflikt bei der Bahn befin-
det sich nach elf Monaten im Schlich-
tungsverfahren – wobei die Schlichter 
Bodo Ramelow und Matthias Platzeck 
den politischen Charakter des Konflikts 
geradezu symbolisieren. Zwischenzeit-
lich fanden über 16 Verhandlungsrun-
den statt. Während sich die Bahn nach 
außen verhandlungsbereit präsentiert, 
ist sie den Gewerkschaften am Verhand-
lungstisch auch bei Kernforderungen 
jenseits der strittigen Tarifabgren-
zungen – Verkürzung der Wochenar-
beitszeit um eine Stunde und eine ta-
rifliche Begrenzung der Überstunden 
bei der GDL, 6% Lohnsteigerungen bei 
einem Mindestbetrag von 150 Euro im 
Monat bei der EVG – kaum entgegen-
kommen. Die Deutsche Bahn AG hat 
mehrmals Vereinbarungen, die sie 
in den vorausgegangenen Verhand-
lungen bereits fest zugesagt hatte, wie-
der einkassiert. Beispielsweise gestand 
die Bahn der GDL im Dezember 2014 
zu, dass sie für das gesamte Fahrper-
sonal verhandeln und für diesen Be-
reich normativ gültige Tarifverträge 
abschließen kann. Doch schon Anfang 
2015 stellte die DB AG diese Abspra-
chen wieder infrage und erklärte, die 
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rungenschaften wie die Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall nach einem 114 
Tage währenden Arbeitskampf von Ok-
tober 1956 bis Februar 1957 durchge-
setzt wurden, oder der Achtstundentag 
und die 35-Stunden-Woche, bei der in 
einem Arbeitskampf an 52 Tagen über 
zehn Millionen Arbeitstage streikbe-
dingt ausfielen. Es gab mal eine Zeit, in 
der »Arbeitskampf« für sozialen und ar-
beitspolitischen Fortschritt stand. In 
der öffentlich-medialen Berichterstat-
tung ist das nahezu vollständig unterge-
gangen. Hinzu kommt: Ein politisches 
Streikrecht wie beispielsweise in Frank-
reich ist hierzulande nicht anerkannt; 
Arbeitskämpfe können nur im Rahmen 
von Tarifauseinandersetzungen orga-
nisiert werden. Und dazu sind innerge-
werkschaftlich harte Quoren zu erfül-
len. Zu konzedieren ist dabei: Auch die 
GDL setzt sich für die Rechte ihrer Mit-
glieder ein, schließlich sind sie es, die 
die Streikfront schließen müssen. Ge-
hört nicht eher die Verantwortung des 
Bahn-Managements auf den Prüfstand?

Dauer-Tarifkonfl ikt Bahn

Während den ErzieherInnen in den Me-
dien bisher vergleichsweise viel Ver-
ständnis entgegen gebracht wird, 
konzentrierte sich das mediale Gewerk-
schaftsbashing – schon seit vergan-
genem Jahr5 – vor allem auf die GDL. 
Selten war so viel Hass zwischen den 
Zeilen der Print-Medien zu lesen. »Gei-
selhaft« und »Erpressung« tönt es aus 
den Redaktionsstuben. »Dumm«, »ver-
antwortungslos«, »irre« – so werden 
die Lokführer beschimpft, die von ihrem 
Streikrecht Gebrauch machen.

Dabei wird die Berichterstattung 
zu einer inhaltlichen Nullgröße, redu-
ziert auf die Person des Vorsitzenden 
Claus Weselsky. Dieser wird abwech-
selnd als »Psychopath«, »Profilneu-
rotiker« oder als »komplexbeladener 
Außenseiter« bezeichnet. War beim 
Nachrichtensender ntv von einem »ta-
rifpolitischen Amoklauf« die Rede, ti-
telte die Berliner Zeitung: »Weselsky 
legt sich mit Deutschland an«. »Stoppt 
den Bahnsinn« wütete der stellvertre-
tende BILD-Chefredakteur Bela Anda: 
»80 Millionen Menschen dürfen nicht 
zu Immobilitäts-Geiseln werden«. Da-
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Lokrangierführer seien »der Knack-
punkt«: Die GDL fordere für sie »an-
dere Entgelt- und Zulagenstrukturen 
und andere Arbeitszeitregelungen als 
die mit der EVG vereinbarten«. Wel-
chen Sinn sollten Lokführer darin erbli-
cken, sich künftig in einer Gewerkschaft 
zu organisieren, die keine eigenen Ta-
rifforderungen durchsetzen könnte? 

Angesichts der Verzögerungstak-
tik der Deutschen Bahn ist die Befürch-
tung der GDL, dem Unternehmen gehe 
es überhaupt nicht um einen Tarifab-
schluss, sondern um Zeitgewinn bis 
zum Inkrafttreten des »Gesetzes zur Ta-
rifeinheit«, nicht völlig von der Hand zu 
weisen. Erinnert sei daran, dass Bahn-
Personal-Chef Ulrich Weber schon im 
September 2014 der GDL den Vorschlag 
übermittelte: Aussetzung der Verhand-
lungen, bis das Gesetz zur Tarifeinheit 
verabschiedet sei. Für diesen Zeitraum 
bot er den Lokführern eine monatli-
che Zulage in Höhe von zwei Prozent ih-
res Gehalts an. Provokativer konnte die 
Botschaft gar nicht lauten: Greift nach 
den Krümeln, bevor euch die Regierung 
mit dem Gesetz zur Tarifeinheit den 
Garaus macht.6 

Allerdings ist davon auszugehen, dass 
die gesetzliche Regelung der Tarifein-
heit in der vorliegenden Fassung wenig 
Bestand haben wird. Die angekündig-
ten Klagen vor dem Bundesverfassungs-
gericht dürften – da sind sich namhafte 
Juristen einig – Erfolg haben. Darauf zu 
setzen, dass der Bahnvorstand es künf-
tig nur noch bei den Lokführern mit der 
GDL, in allen anderen Bereichen aber 
mit der organisationspolitisch stärke-
ren EVG zu tun habe, könnten also an-
gesichts der Eingriffe in das Assozia-
tions-, Tarif- und Streikrecht auf Sand 
gebaut sein. Zumal selbst aus dem Bun-
desarbeitsministerium die Einschät-
zung stammt, die gerichtliche Prüfung 
eines Streiks könne ergeben, dass dieser 
»unverhältnismäßig sein kann, soweit 
ein Tarifvertrag erzwungen werden soll, 
dessen Inhalte evidenter nicht zur An-
wendung kommen«. Das wäre dort der 
Fall,  wo die Mehrheitsverhältnisse zwi-
schen konkurrierenden Gewerkschaften 
in einem noch zu definierenden Be-
triebszusammenhang eindeutig sind.  

Brandbeschleuniger

Mit der gesetzlichen Regelung der Ta-
rifeinheit ergreift der Bund als 100pro-
zentiger Eigentümer der Deutschen 
Bahn AG einseitig Partei. 

Es ist die Ironie der Geschichte, dass 
sich SPD-Minister in der GroKo zu Voll-
streckern der Arbeitgeberverbände ma-
chen lassen, um das Streikrecht einzu-
schränken. Begleitet vom vielstimmigen 
Chor der Wirtschaftslobbyisten und 
CDU/CSU-Politiker, die nach einer 
»Zwangsschlichtung« rufen, um damit 
erst recht die im Artikel 9 GG geschützte 
Koalitionsfreiheit der Arbeitneh-
merInnen und deren Recht auf Arbeits-
kampf weiter zu demontieren. Übrigens 
nicht nur zur Disziplinierung besonders 
renitenter Berufssparten. Der gesamte 
Bereich öffentlicher Daseinsvorsorge 
ist bereits ins Visier geraten. Und damit 
wären DGB-Gewerkschaften betroffen.

Es wäre naiv, Organisationskonkur-
renz nur Spartengewerkschaften an-
zuhängen. Die DGB-Gewerkschaften 
dürfen nicht zulassen, dass das grund-
gesetzlich verbriefte Streikrecht infrage 
gestellt wird. Sie müssen aus ureige-
nen Interessen das Koalitionsrecht ver-
teidigen. Wo es Streit gibt, muss die-
ser gewerkschaftspolitisch ausgetragen 
werden. Alles andere wäre ein Armuts-
zeugnis, das politische Schwächung 
nach sich zieht. 

Die eigentlichen Brandbeschleuni-
ger sitzen dort, wo über Unternehmens-
strategien entschieden wird. Der Blick 
auf die gegenwärtige Streiklandschaft 
fördert nämlich – so Heiner Dribbusch 
– zwei weitere Befunde zutage: eine 
»zunehmende Zersplitterung der Tarif-
landschaft« und eine »Abkehr der Ar-
beitgeber von ehemals einheitlichen Ta-
rifstrukturen«.7 Die Aufspaltung von 
Tarifeinheit ist ein mehrdimensionaler 
Prozess von sozialer Zersetzung ehedem 
integrierter Belegschaften, von bestän-
diger Veränderung der Kerngeschäfts-
felder verbunden mit Out- und Insour-
cing von Unternehmen, von politischer 
Deregulierung, die expansive Leiharbeit 
und Werkvertragsarbeit erst ermöglicht, 
von Union Bashing dort, wo der Aufbau 
einer autonomen Interessenvertretung 
überhaupt erst die Voraussetzungen für 
Tarifpolitik schafft, und von fortgesetz-

Gewerkschaften
Forum

ter Flucht aus 
Flächentarif-
verträgen, um 
durch Lohn-
konkurrenz Wettbewerbsvorteile zu er-
zielen. Wer Prekarisierung, Deregu-
lierung und Verbandsflucht betreibt, 
nimmt Abschied von Tarifeinheit. Statt 
Reform ist es die Zerstörung des al-
ten fordistischen Normalarbeitsverhält-
nisses, wodurch Tarifstrukturen und Ta-
riflandschafen zersetzt werden. 

In der medialen Öffentlichkeit hat 
ein Prozess der Umdeutung des Streiks 
als Freiheitsrecht in kollektive Geisel-
nahme eingesetzt. Politische Kräfte, 
die schon immer von Zwangsschlich-
tung träumten, wähnen sich auf dieser 
Welle. Der Arbeitskampf der Erziehe-
rInnen in den Kindertagesstätten, der 
Sozial- und HeilpädagogInnen und der 
KinderpflegerInnen könnte dagegenhal-
ten. In diesem Berufsfeld konzentrie-
ren sich weitreichende Veränderungen 
des Arbeitsalltags und des gesellschaft-
lichen Lebens: frühkindliche Bildungs-
prozesse, Ansprüche auf gesellschaft-
liche Integrationsleistungen und die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
Was das ver.di-Motto »Soziale Arbeit 
ist mehr wert« zum Ausdruck bringt, ist 
die Verbindung von aufgewerteter Ar-
beit mit angemessener Entlohnung und 
öffentlich organisierten sozialen Diens-
ten. Das gilt es offensiv zu kommunizie-
ren. Arbeitskämpfe sind in diesen Be-
reichen zugleich Kämpfe um soziale 
Prioritäten, um die Definition von Allge-
meininteressen und um die Verteilung 
gesellschaftlicher Ressourcen – in ei-
ner Zeit, in der Austerität die politische 
Agenda bestimmt. Und auch hier geht 
es um Tarifeinheit – versuchen die öf-
fentlichen Arbeitgeber doch, die soziale 
Arbeit durch Umverteilung unter ver-
schiedenen Beschäftigtengruppen zu 
spalten. Arbeitskämpfe erweisen sich – 
auf beiden Seiten – insofern erneut als 
gesellschaftspolitische Auseinanderset-
zungen.

4 Bispinck, a.a.O.
5 Vgl. Otto König/Richard Detje: Das aktuelle 

Streik-Bashing. »Dumm«, »verantwortungs-
los«, »irre«, SozialismusAktuell, 27.10.2014.

6 Otto König/Richard Detje: Gesetz der 
Großen Koalition zur Tarifeinheit. Attacke auf 
Grundrechte, SozialismusAktuell, 9.10.2014.

7 Heiner Dribbusch, a.a.O.
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